
 
 

 
 

 

Bern, 27. Februar 2006   
  

 

SD gegen Aufhebung der Lex Koller 

 

Die Schweizer Demokraten (SD) lehnen in ihrer Vernehmlassungsantwort die Vorlage zur Aufhebung der 

Lex Koller (Begrenzung von Grundstückerwerb durch Personen im Ausland) in aller Form ab. Sie 

verlangen vielmehr die Prüfung der Möglichkeiten der künftigen Abwehr von spekulativem, 

anlagesuchendem Kapital in der Schweiz bei einer allfälligen, aber zu erwartenden, künftigen 

Konsolidierung der Weltwirtschaft. Die vorgeschlagenen raumplanerischen Massnahmen gegen die 

Ausuferung des Ferienwohnungsbaus unterstützen sie. 

Bei der Aufhebung der Lex Koller ist damit zu rechnen, dass der Nachfragedruck in den Kantonen und Gemeinden mit 

bereits heute hoher ausländischer Nachfrage noch stark zunehmen wird. Darauf deutet die derzeitige hohe Ausschöpfung 

der Kontingente in den touristischen Kantonen hin. Gestützt auf Artikel 13 BewG kennen derzeit zahlreiche Gemeinden 

weitergehende Einschränkungen des ausländischen Erwerbs. In v ielen touristischen Gemeinden gelten heute, 

unabhängig von der Kontingentierung auf Bundesebene, Maximalquoten für den Verkauf von Grundstücken und 

Wohnungen an Personen im Ausland. Bei der Aufhebung der Lex Koller werden diese Regelungen wegen Fehlens der 

Rechtsgrundlage hinfällig, so dass in diesen Gemeinden mit einem zusätzlichen Nachfrage- und Kostendruck durch 

Personen im Ausland zu rechnen ist. Zudem ist nicht abzuschätzen, wie sich die Nachfrage in Kantonen und Gemeinden 

entwickeln wird, in denen der Erwerb von Ferienwohnungen durch Personen im Ausland heute nicht zugelassen ist, weil 

sie nicht als Tourismusregion gelten. 

Anlässlich ihrer eidgenössischen Delegiertenversammlung vom 25. März 2006 werden die SD das 

Referendum gegen die vom Bundesrat geplante völlige Aufhebung der Lex Koller beschliessen. Niemals 

werden die SD einen schrankenlosen Ausverkauf des Heimatbodens zulassen. 
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